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L Der Anwalt und die

Maschine: Eine Standort-
bestimmung

Lesedauer: 7 Minuten

Joerg Heidrich

Es gibt Momente, in denen sich ein ganzer Berufsstand neu ver-
messen muss. Wir erleben einen solchen Moment. Künstliche In-

telligenz ist in den Kanzleien und Rechtsabteilungen angekommen,
und zwar nicht als ferne Verheißung, sondern als alltägliches Werk-
zeug. Nach der Future Ready Lawyer Studie 2026 von Wolters Klu-
wer berichten 60% der befragten Juristinnen und Juristen, dass sie
durch KI wöchentlich zwischen 6 – 20% ihrer Arbeitszeit einsparen.
Der Wolters Kluwer Benchmark-Bericht 2026 weist für Deutschland
eine aktive KI-Nutzung von 63% der Kanzleien aus. Gerade die Ein-
zelanwältin und die kleine Boutique-Kanzlei gewinnen dadurch
Handlungsmöglichkeiten, für die früher ein ganzes Team nötig war.
Der Zugang zum Recht wird breiter, Produktivität und Geschwindig-
keit nehmen zu.

Einsatz von KI im Kanzleialltag
Die Einsatzfelder sind dabei längst konkret. Sprachmodelle fassen
Urteile, umfangreiche Akten und Anlagenkonvolute in Minuten zu-
sammen, extrahieren Fristen, Daten und Beteiligte und bringen un-
strukturierten Mandantenvortrag in eine juristisch verwertbare
Form. Sie liefern erste Entwürfe für Schriftsätze, Verträge und Man-
dantenschreiben, die der Anwalt prüft und verfeinert, statt bei null

zu beginnen.

Doch die aktuellen Versionen von ChatGPT oder Claude
können inzwischen noch viel mehr. Statt sich von der Ma-
schine ein Muster für eine Datenschutzerklärung schreiben
zu lassen, kann man die KI-Agenten direkt auf die jeweilige
Webseite schicken, um dort die Parameter auszulesen und
daraus eine fertige Erklärung zu generieren, die bereits alle
Informationen enthält. Die Deep-Research-Funktion er-
möglicht es, 70-seitige juristische PowerPoint-Präsentatio-
nen oder ein Gutachten zu hochkomplexen rechtlichen
Fragen zu erstellen. KI-Agenten liefern jeden Montag aus-
führliche Analysen der Entwicklungen und Urteile aus den
eigenen Rechtsgebieten. Oder man lässt sich auf Knopf-

druck umfangreiche juristische Webseiten von der KI erstellen, die
dann auch noch gut aussehen. Auch die viel beschworenen Halluzi-
nationen der KI sind zwar immer noch systemimmanent, bei moder-
nen Modellen und gutem Prompting sind sie aber kaum noch ein
Thema. Die inzwischen eher seltenen Ungenauigkeiten lassen sich
zudem in einem gründlichen Check durch die Maschinen selbst be-
seitigen. Eine solche Korrekturschleife sollte fester Bestandteil einer
jeden ernsthaften Nutzung Künstlicher Intelligenz sein. Selbstver-
ständlich befreit das aber den Anwalt oder die Anwältin nicht von
der elementaren Pflicht, sämtliche KI-Ergebnisse vor der Verwen-
dung gründlich zu überprüfen. Diese vom eigenen Sachverstand
und der beruflichen Erfahrung getragene Freigabe bildet inzwischen
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einen Kern der juristischen Arbeit, der in dieser Form auch nicht
durch Maschinen zu ersetzen ist. Richtig eingesetzt kann KI einen er-
heblichen Teil der bisherigen Arbeit übernehmen und dem Anwalt
Zeit für das verschaffen, was ihn unersetzlich macht: Strategie, Ver-
handlung und das finale juristische Urteil. Soweit die gute Nachricht.

Berufsrechtliche Fesseln
Die schlechte Nachricht lautet, dass unser Berufsrecht diesem Tempo
nicht folgt. Es stammt aus einer Zeit, in der Vertraulichkeit ein Akten-
schrank mit Schloss war und Innovation ein neues Faxgerät. Die Ver-
schwiegenheitspflicht des § 43a Abs. 2 BRAO, strafbewehrt durch
§ 203 StGB, ist ein hohes Gut, doch sie wird zum Minenfeld, sobald
Mandatsdaten eine Cloud oder eine KI-Schnittstelle erreichen. § 43e
BRAO erlaubt zwar die Einschaltung von Dienstleistern, verpflichtet die
Kanzlei aber zu sorgfältiger Auswahl, zur Verpflichtung in Textform
und, bei Auslagerung ins Ausland, zu einem dem Inland vergleichba-
ren Geheimnisschutz. Das ist im Grundsatz richtig, in der Anwendung
auf global verteilte KI-Infrastrukturen jedoch eine Zumutung an die
Praxis, die kaum jemand rechtssicher bewältigen kann. Hinzu tritt die
DS-GVO mit ihren Anforderungen an Auftragsverarbeitung und Dritt-
landtransfers, ohne dass beide Regime aufeinander abgestimmt wä-
ren. Juristische Spezial-KIs versprechen hier Abhilfe, nicht alle Anbieter
können diese Versprechen jedoch bei näherem Hinsehen einhalten.
Immerhin schaffen BRAK und DAV Orientierung: Der BRAK-Leitfaden
vom Dezember 2024 und die DAV-Stellungnahme Nr. 32/2025 stellen
klar, dass KI ein zulässiges Werkzeug ist, das anwaltliche Urteil aber un-
ersetzlich bleibt. Zugleich verpflichtet Art. 4 KI-VO seit dem 2.2.2025
jeden Betreiber, für ein ausreichendes Maß an KI-Kompetenz zu sor-
gen, und seit August 2026 greifen die Transparenzpflichten des Art. 50
KI-VO. KI-Kompetenz ist damit nicht mehr Kür, sondern Pflicht.

Kanzlei trifft auf Mandant 4.0
Doch die größte praktische Herausforderung entsteht an einer Stelle,
die in den Debatten noch unterbelichtet ist, mit der sich aber viele
Kanzleien bereits heute konfrontiert sehen: beim Mandanten 4.0. Die-
ser kommt nicht mehr mit einer Frage, sondern bringt bereits seine
Antwort mit. Er legt einen von ChatGPT erstellten Schriftsatzentwurf
vor, ein selbst generiertes Rechtsgutachten und fertige Vertragswerke.
Nach seiner Vorstellung handelt es sich dabei um juristische Meister-
werke, die der Rechtsanwalt nur noch begeistert unterschreiben muss.
Damit nicht genug, wird auch erwartet, dass durch die scheinbar bril-
lante Vorarbeit die Vergütung auf ein Minimum reduziert wird, schließ-
lich hat ja der Mandant die Aufgabe bereits erledigt.

Bei vielen dieser Mandate zeigt ein kritischer Blick, dass es sich bei den
übersandten Dokumenten um Ergebnisse leidlich funktionierender
kostenloser KI handelt, die mit simpelsten Prompts erstellt wurde.
Nicht selten muss die gesamte Arbeit neu gemacht werden, was dem
Mandanten dann aber nur schwer zu erklären ist. Ein Höhepunkt mei-
ner beruflichen Laufbahn war eine mit KI erstellte Liste mit 95 Fragen,
deren Beantwortung locker die dreifache Zeit der Mandatsbearbeitung
in Anspruch genommen hätte, was jedoch in keiner Weise zielführend
gewesen wäre. Und natürlich können auf Wunsch des KI-geleiteten
Mandanten 15 Fragen zur Ausgestaltung von AGB beantwortet wer-
den. Damit ist der Mandant jedoch noch keinen Schritt näher an der Er-
stellung dieser AGB, auf die es eigentlich ankäme.

Wie also mit dem KI-gerüsteten Mandanten umgehen? Zunächst
durch Aufklärung. Der Mandant sollte verstehen, dass ein Sprachmo-
dell, zumal in einer billigen Consumer-Version, nicht in der Lage ist, ju-
ristische Probleme zuverlässig zu lösen. Sodann durch klare Mandats-
vereinbarungen. Wer KI-generierte Vorarbeiten eines Mandanten
prüft, verifiziert oder korrigiert, muss diesen Prüfaufwand ausdrücklich
zum Gegenstand des Mandats und der Vergütung machen. Der DAV
weist zutreffend darauf hin, dass eine gewissenhafte Prüfung der KI-Er-
gebnisse nach § 43 BRAO die Regel ist, es sei denn, sie wird im Man-
datsvertrag ausdrücklich ausgeschlossen und das Werk wird ausdrück-
lich nicht angefasst. Genau hier liegt ein Gestaltungsspielraum. Die
Kanzlei kann eine Prüfung der mandantenseitiger KI-Ergebnisse anbie-
ten, muss deren Aufwand aber transparent bepreisen und darf die Haf-
tung nicht unbesehen übernehmen. Dazu gehört auch die klare Ansa-
ge an die „Kundschaft“, dass die Überprüfung der eingereichten Un-

terlagen möglicherweise sogar aufwändiger und damit teurer ist als
eine Erstellung durch den Anwalt. Flankierend empfiehlt sich eine in-
terne KI-Richtlinie, die festlegt, welche Werkzeuge die Kanzlei einsetzt,
wie fremde KI-Produkte geprüft und dokumentiert werden und wer
die Letztverantwortung trägt. Ratsam ist eine ruhige, souveräne Kom-
munikation, die weder die Technik verteufelt noch sich ihr unterwirft,
sondern den Mehrwert des juristischen Urteils betont. Der Mandant
zahlt nicht mehr für das Auffinden von Informationen, das erledigt die
Maschine, sondern für Einordnung, Verantwortung und das Vertrau-
en. Diese Entwicklung wird zu einer Veränderung juristischer Arbeit
führen. Zwar ist nicht zu erwarten, dass Anwälte und Unternehmens-
juristen zukünftig überflüssig sein werden. Gleichwohl sollten wir nicht
so arrogant sein zu denken, dass die digitale Disruption spurlos an un-
serem Berufsstand vorbeigehen wird. Rechtsabteilungen und nicht
spezialisierte „Wald-und-Wiesen-Anwälte“ sehen sich bereits jetzt
einer steigenden Konkurrenz durch die Maschinen gegenüber.

Stunde der Wahrheit für die Abrechnung
Damit sind wir bei der Honorarfrage, die das bisherige Geschäftsmo-
dell für viele Kanzleien jenseits von RVG-Abrechnungen im Kern trifft.
Wenn KI in Minuten erledigt, was früher Stunden dauerte, gerät die
Abrechnung nach Zeit in einen unauflösbaren Widerspruch. Wer effizi-
enter arbeitet, verdient weniger, und wer langsam bleibt, wird belohnt.
Dieser Fehlanreiz ist auf Dauer nicht tragbar. Die Studie „The AI-Cono-
mics of Legal Services“ des Bucerius Center on the Legal Profession aus
2025 beziffert die erwarteten Effizienzgewinne auf 10- 30% je nach
Tätigkeit. In Einzelfällen sollte sogar noch mehr möglich sein. 20% Effi-
zienzgewinn würde dann bei reiner Abrechnung nach Stunden eine
Reduzierung des Umsatzes um diese 20% bedeuten. Dies kann sicher
nicht jede Kanzlei durch die Übernahme von mehr Mandaten ausglei-
chen. Die Lösung liegt nicht in einem einzigen neuen Modell, sondern
in einem Werkzeugkasten. Pauschalhonorare für standardisierbare
Leistungen bilden das Fundament, sofern sie sich an Bedeutung,
Dringlichkeit und Ergebnis orientieren statt an zurückgerechneten
Stunden. Das sog. Value Billing knüpft die Vergütung an den Nutzen
für den Mandanten statt an den Zeitaufwand. Die „Produktisierung“
von Rechtsdienstleistungen, also die Zerlegung wiederkehrender Man-
datstypen in klar umrissene Leistungseinheiten, ist die Voraussetzung
dafür, dass KI-Effizienz überhaupt in stabile Preise übersetzt werden
kann. Erfolgsbasierte Elemente können, soweit § 4a RVG dies zulässt,
ein weiterer legitimer Baustein sein. Und schließlich braucht es eine be-
hutsame Reform des RVG. Die gerichtlichen Wertgebühren nach § 13
RVG iVm Anlage 2 RVG sind technologieneutral und robust, weil sie
den Verfahrensabschnitt und den Gegenstandswert honorieren und
nicht die Zeit, sodass die Effizienzrendite beim Anwalt verbleibt. Bei
den Rahmengebühren hingegen, etwa der außergerichtlichen Ge-
schäftsgebühr nach Nr. 2300 VV RVG, deren Höhe u.a. nach dem Um-
fang der anwaltlichen Tätigkeit zu bestimmen ist, droht der KI-Einsatz
den abrechenbaren Umfang und damit den Gebührensatz zu schmä-
lern. Der Gesetzgeber sollte diese Verwerfung erkennen und das Ver-
gütungsrecht so ausgestalten, dass technologische Effizienz nicht be-
straft wird.

Ein Appell zum Schluss
Die Anwaltschaft steht nicht vor der Frage, ob sie KI nutzt, sondern wie
sie es souverän, berufsrechtskonform und wirtschaftlich vernünftig
tut. Der Gesetzgeber ist aufgerufen, das Berufsrecht endlich in das di-
gitale Zeitalter zu überführen, die Vorgaben des § 43e BRAO praxis-
tauglich auszugestalten, die Honorarordnung technologiefest zu ma-
chen und die Ungleichbehandlung gegenüber Legal-Tech-Anbietern
zu beenden. Die Anwaltschaft selbst ist aufgerufen, KI-Kompetenz
aufzubauen, ihre Geschäftsmodelle mutig zu überdenken und die Prü-
fung eigener, aber auch fremder KI-Produkte als Kernkompetenz zu
begreifen. Die Maschine arbeitet schneller und zuverlässiger als je zu-
vor. Ob das dem Recht dient, entscheidet nach wie vor der Mensch, der
seine Unterschrift daruntersetzt. Das ist keine Last, sondern der eigent-
liche Wert unseres Berufs.

Hannover, im Oktober 2026

Joerg Heidrich
ist Fachanwalt für IT-Recht in Hannover.
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